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WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvom1 .Februar1927.

DieBeratungdesstädtischenRechnungsabschlussesfür dasJahr1025.
DerGemeinderatbegannheutemitder BeratungdesRechnungs¬

abschlussesfürdasJahr1925 ,BürgermeisterSeitzteilte beiBeginnder
Sitzungmit ,dasszunächstdie Generaldebatteabgeführtwerdenwird ,Dazu
sindfünfChristlichsozialeRednergemeldet.EsliegenauchWortmeldungen
für dieSpezialdebattevor ,dochkönnensie nichtzurKenntnisgenommen

in welcheBeratungsgruppendieganzeMaterieeingeteiltwird .Erstwenndaführtwurden,ergibt ,dassdie11hMillionenSchillingfüraufbauendeAr-¬
festgestelltist ,könnensichdieMitgliederdesGemeinderateszudeneinbeitimJahre1925auchwirklichverbrauchtwurden.DieGemeindehatvoll
zelmenGruppen,dieabernichtmitdenVerwaltungsgruppendesVoranschla¬
gesidentischsind ,alsRednereintragen.

StadtratBreitnerleitet nundieVerhandlungenein .Erstellt durchgeführtwordenist .
zunächstin formalerBeziehungfest ,dasses nichtmöglichgewesen,den
nachderVerfassungvorgesehenenTerminzurEinbringungdesRechnungsab¬
schlusseseinzuhalten .DerAbschlusssollte bereits am30 ,September1926
vorgelegtwerden.DerGrunddieserVerspätungliegtdarin ,dassheuerzum
erstenmaledasGoldbilanzengesetzangewendetwerdenmussteunddassviel¬
facheVeränderungenimVerordnungswegverfügtwordensind .Dasesetzhat
übrigens den Ferminbis 30 ,Novemberverlängert und auch daraus ist die
Verzögerungerklärlich .Esmüsseaberfestgestelltwerden ,dassdieser
30 .SeptemberanundfürsicheinungünstigerTerminsei ,weilihmdieUr¬
laubsmonatevorangehenundeinesogrosseundschwereArbeit,wiedieFer¬
tigstellungdesRechnungsabschlussesunmöglichgemachtwird .Daswarauch
unterderfrüberenVerwaltungso .IndenletztendreiFriedensjahrenkonn¬
te derRechnungsabschlussaucherst mitVerspätungenvon5½bis66Tagen
fertiggestelltwerden.ManwirdGelegenheitnehmen,wennirgendeineAende-¬
rungderVerfassungerfolgt ,auchaufalledieseSchwierigkeitenzudene
kenundeinengeeigneterenTerminfestzusetzen.

DerRechnungsabschlussfürdasJahr1925weisteinenUeber¬
schussvon56 MillionenSchilling aus .Dader Voranschlageinen Abgangvon

runghat verschiedeneUrsachen .DerBundhat andie Gemeindedie schuldigerDieGemeindegibt daherdenFondsVorschüsse.Sohat sie demBürgerspi¬
SteuertragsanteileausdemJahre1923und1924bezahlt .Dassind33Mil-¬
lionenSchilling,dieindenVoranschlagnichteingestelltwerdenkonnten.
Dazukommennoch37MillionenSchillingalsMehreinnahmeausdenAbgaben¬
ertragsahgeilenfür das Jahr 1925 .Auchhier kannder GemeindekeinVor¬
wurfwegennachlässigerBudgetierunggemachtwerden.WirhabendieHöhe
dieser AnteilegenaunachdenAngabendes BundesministeriumsfürFinangen
in denVoranschlageingesetzt .DieZuschlägezudenImmobiliargebührenund
zur Rentensteuerhabenum . 7MillionenSchillingmehrgebracht ,Ferner

abgeschlossen,wodurchdieGemeindeeineAbfindungvonfünfMillionenSchilwirbeiderWasserversorgungmit1,800. 000Schilling,beidemKapitelGe¬
lingerhielt .Insgesamtsindes82,5MillionenSchillingMehreinnahme,diemeindefriedhöfemit186. 000Schilling ,beimWirtschaftsamtmit411. 000
derGemeindevomBundimJahr22
der erwähntenPosten ,konntenimVoranschlageingesetztwerden .Wennman
diesenBetragausschaltet ,sobleibteineVerbesserungdesBudgetsum33

heben ,dasseinebewussteIrreführungvorliege ,Esist für jedeKörper¬
schaftganzaussergewöhnlichschwerIhMonatevorhereinegenaueAufstel -nisvon63,627. 321Schillinggegen56,000. 000Schilling ,dieimRechnungs¬
lungihrerEinnahmenundAusgabenfürdasnächsteJahrzumachen.Dasist
schonbeikleinenUnternehmungennichtleicht ,es ist natürlichnochweit

ausschwererbeieinerHoheitsberwaltungmitmehrals25,000Angestellten.
AuchdieVerhältnissebeimBundsindähnlich.ImJahre1925weistder
RechnungsabschlussdesBundeseinenUeberschussvon76MillionenSchilling
aus ,währendimVoranschlageinGebarungsabgangvon74MillionenSchil¬
lingeingesetztwar.DasisteineVerbesserungum150MillionenSchilling.
DieGemeindeist übrigensdurchdie Abgabenteilungin einemso hohenMass
vomBundesbudgetabhängig,dassderVoranschlagdesBundeseinegewisse
WechselwirkungaufdasGemeindebudgetausübenmuss.DieGemeindeverwaltung
hatübrigensdasbudgetmässigeDefizitdesJahres1925keineswegsdurch
neueSteuernbedeckt,sonderndieKassenbeständeherangezogen,Esistalso
keineBelastungderWirtschafteingetreten.DiePrüfung,inwieweitdie

werden,weilerstaufGrundderGeneraldebattezubeschliessenseinwird,grossenArbeiten,dieimVoranschlagenthaltensind ,auchwirklichdurchge-¬

undganzdasgrosseInvestitionsprogrammerfüllt .Auchhierbeweistder
Rechnungsabschluss,dassdieinAussichtgenommenenArbeitenzurGänze

. R.Angermayer(chr.soz. )führtaus,dassdieRechnungsab
schlüsseseiteinerReihevonJahrenvielzuspätvorgelegtwerden.
Esseidahernotwendig,andenHerrnFinanzreferentendenAppellzurich
ten ,inZukunftdieRechnungsabschlüsserechtzeitigvorzulegen.

WasdasfinanzielleErgebnisdesvorliegendenRechnungsabschlüs
sesanlangt,somussgesagtwerden,dassesinzweiGruppenzerfällt,in
dieGebarungmitdeneigenenGeldernundindieVerwaltungderFonds¬
gelder.BeiderGebarungmiteigenenGeldernwurdeimVoranschlagfür1925
einDefizitvon59MillionenSchillingveranschlagt .DieserAbganghat
sichaberin einenUeberschussvon56Millionenverwandelt .DieEinnahmen
also ,diemit328Millionenveranschlagtwordenwaren,wurdenum10Pro¬
zent vermehrt ,währenddie Ausgabenbloss eine VermehrungumvierProzent
erfuhren .DasJahr1925hatdaherum115MillionenSchillingbesserab
geschnitten.Dasist eineunerträglicheBelastungderWirtschaft.Eineder.
artigeMehrbelastungerträgtnichteinmaleinegesundeWirtschaft,viel
wenigereine kranke .Wasdie Gebarungmit denFondsbetrifft,mussfest

das
59MillionenSchillingverzeichnethat ,sohatdiesesJahrum115Millionergestelltwerden,dasssichFondsvermögeninfolgedesBestehensdes
Schillingbesserabgeschnitten ,alserwartetwurde.DiesegünstigeGeba-Mieterschutzesungeheurverringert.DieSfiftungshäusersindertraglos.

talsfonds1,226. 057Schillingvorgeschossen.Dasist eineverschleierte
Einnahme,weilderVorschüssja wiederzurückgezahltwerdenmuss .Eine
zweitesolcheverschleierteEinnahmeist dieWasserkraftabgabe,Siehatte
imJahre1925einErträgnisvon3,181. 709Schilling.Zusammenmitden
FondsvorschüssenmachtdasdieSummevon1,107. 766Schillingaus .Dieser
BetragzudemBargeldüberschussdazugezähltergibtdieungeheureSumme
von60,960. 321Schilling .EineReiheandererverschleierterEinnahmensind

wurdedieRegelungderUebernahmedesBeamtenapparatesderStaßthalterefdieRücklagenbeidenverschiedenenBetrieben .SolcheRücklagenfinden

überwiesenwordensind.KeineeinzigeSchillingundschliesslichbeiderstädtischenBäckereimit10.000Schil-¬
ling .DieseRücklagenmachenzusammen2,137. 000Schillingaus .Dazukommt

MillionenSchilling,dasheisst ,einezehnprozentigeDifferenzzwischennochdieRücklagebeidenFleischversorgungsanlagenmit200. 000Schilling
VoranschlagundRechnungsabschluss,DakannmangewisseinenvorurgerSodasswirzuderSummevon2,637. 000Schillingkommen.DieseSummezuder

Summevon60 ,990. 321SchillingdazugerechnetergibtalsoeinMehrerträg¬

abschlussausgewiesensind.



ZweiterBogen.
UnserMisstrauengegendasBudget1925waralsoberechtigt.

DasJahr1923hat einenUeberschussergeben .FürdasJahr192hwurdeein
Aagangveranschlagtundes ist ausdiesemeinUeberschussgeworden.Wir
sehen ,dasssichdasimmerwiederholtDarinliegtdasSystem,einDefizit
zupräliminieren,umbeiSteuernachlässenimmerdaraufhinweisenzukönnen
DieErklärung ,wiesedasursprünglicheDefizitin einenUeberschussver¬
wandeltwirdliegt in der besserenErfassungder Steuern ,in - demdie

aucheineUnzahlvonAuskünftennotwendig.Auskunftist ja nichtmit
Kontrolleindentisch.DaSieaufIhrerWeigerungbeharren,müssenSie
sich auchweiterhindenbegründetenVorwurfeiner kontrollosenWirt¬
scbaft gefallenlassenVergebensverlangenwirauchseit Jahrendass
demRechnungsabschlusseinInventarbeigelegtwerde.Dasist dochdie
primärsteVoraussetzungfüreinenRechnungsabschluss.Wirwünschenfer
ner Auskunft über die 150 Millionen Schilling Kassenüberschüsse der

Grundlagenimmermehrundmehrerweitertwerden.
AuhimJahre1925ist es demHerrnBreitnergelungen ,bei

dentristenVerhältnissenausderWirtschaft115MillionenSchilling
herauszuziehen .Daswirddamitzu erklärenversucht ,dass der Bundals
Retter aufgetreten sei .Stadtrat Breitner bat gesagt ,dass der Bundder
Gemeindeeine Mehrzahlungvon82MillionenSchillingleistete .
Sie haben ausser der Wohnbausteuernoch sechzig Millionen Schilling aus

algemeinenSteuernfürdieWohnhausbautenverwendet,HättenSieeineAn-¬
leihe aufgenommen ,dann wäre es also möglich gewesenim Jahre 1925die

SteuernumrundsechzigMillienenSchillingzuvermindern,einWunsch
denwirnurimInteressderarbeitendenStändeundderVolkswirtschaft

wurdenimJahre1925vorgebrachthaben .AusdenSteuerträgern

Jahre1923/192und1925,wozuderReferenterklärte ,dassdasnurim
WegeeinerInventurgeschehenkönnte.EineAufklärungist bisheute
nichterfolgt .DieMehrheithuldigtdemGrundsatz:Je wenigermanbe¬
richtet ,desto angenehmerist die Arbeit ,desto schwierigeraberdie
Kontrolle.DerBerichtdesKontrollamtesist sehrdürftig .DasAmthat
imLaufedesJahresvieleAnträgegestelltundAnregungengegeben,
anscheinend auch Beanständungen vogenemmen ,wie aus einer Bemerkungim

Berichthervorgeht .Darüberwirdabernichtsberichtet .Verfassungsmäs¬
sig bestündedochdie VerpflichtungdemGemeinderatdirekteinenBe¬
richtvorzulegen.

StadtratKunschak( chr .soz . )DasistkeinBericht,sondern
einPreisrätsel!

rundsiebenhundertMillionenSchillingherausgeheltundandieGemeinde-¬
kassenabgeliefert .DassindgeradezuunfassbareBgträge ,die jedesWirt-¬
schaftslebenruinieren müssenselbst wennes nochse gut fundiertwäre .

DieWirtschaftskrisedrücktsich imAnmeldenvon2759Ausgleichsvarfahre
undin 1689InsolvenzenausWennwirunsgegensolcheSteuererpressungen
wenden,dürfenSieunsnichtdenVorwurfderDemagogiemachen,schondes¬
wegennicht,weilwirheuteinderLagesindeineganzeReihevonAusgaber
imAnleihewegezudedken .DerRechnungsabschlusszeigt ,dassünsereKri¬
tik ,diewiramVoranschlagschongeübthaben ,vollständigberechtigt

darinspiegeltmussschäfstensbeist .DerGeistdersich
kämpftwerden ,SelangeSie nicht ein demWirtschaftssystemangepasstes

Steuersystemeinführensolangewerdenwiresauchbelämpfenunddeshalb
werdenwirauchdenRechnungsabschlussunsereZustimmungversagen.

. R.Zimmerl(chr.soz.)bemerkt,jederRechnungsabschlussbe¬
stätigedieBehauptungenderMinderheitin derDgbatteüberdenVoran¬
schlag ,nämlichein ausgewiesenesDefizit in der Ggbarung ,eineprogres-¬
siv fortschreitendeBereicherungderGemeindeundnaturgemässeineVer¬
armungderWirtschaft.InderletztenZeithabenzweiKundgebungenstatt¬
gefunden:eineunpolitischederHandels-undGewerbetreibenden,dienichte
a nderesalseinevernünftigereFormderGemeindeabgabenohneEinschrän-¬
kungderFürsorge-undWohnbautätigkeitverlangthat ;einepolitischeder
sezialdemokratischenPartei ,derStadtratBreitnerdieTeilnehmerun¬
richtiginformierte .DieChristlichsozialenhaben200MillionenSchilling

teuernachlassverlangt ,in einpaarStandenhä sich übereineEr
mässigungoderErjeichterungderAbgabeneinigenkönnenwasderWirt
schaftzugutegekommenwäre .Aberganzwahrheitswidrigwurdeinjener
Versammlungbehauptet ,dasswirdieErmässigungfür dieReichenfür
dieSchieberhabenwollen.DiesebewussteUnwahrheitmussmitallerEnt
schiedenheitzurückgewiesenwerden,RednerbeschäftigtsichmitderFra¬
geeinerKontrellederGemeindefinanzen,diederRgferentgrundsätz-¬
lichablehnte,indemerdenMitgliedernderMinderheitdieBucheinsicht
verwehrtundsich nurbereit erklärt Aushünftezu erteilen ,Aberbeim
Fahleneiner KontrollmöglichkeitkannmanüberhauptkeineAuskünftebe
anspruchen . Esmüssteebengestattet sein ,die BelegedesRechnungsab¬
schlussesundderUnternehmungeneinzushen,dannwärewahrscheinlich

. R.Zimmerl:Sehrrichtig !DasganzeKontrollamthatweder
für die Bevölkerungnochfür die Minderheitirgendeinen Wert,esist
nichts anderesals eine Buchrevisiensstelle ,denCharaktereinesKon
trollamteswirdesso langenichthaben ,so langenichtbefolgtwird,
was ,dieVerfassungvorschreibt.

Rednerbesprichtdie Ziffernder einzelnenVerwaltungsgrup¬
penundverweistdarauf ,dassbeispielsweisedie Steigerungderganzen
Fürsorgetätigkeit ,vonderProfessorTandlerwährenddesJohressoviel
Aufhebensmache ,bloss zweiProzentbetrage .Mankannaber auchMinderlei
tungenkonstatierenundzwarinderGruppeStrassenpflege,woInvesti
tienen dringendnotwendigwären ,Arbeitslose beschäftigt werdenkönnten ;
Stattderveranschlagtenhl MillionenSchillingsindfürZweckeder
Strassenpflegenur34MillionenSchillingausgegebenworden.Ihr
HauptaugenmerkistinWirklichkeitnichterhöhteFürsorgetätigkeit,
nocherhöhteInvestitionen ,sondernSiewolleneinefortgesetzteBerei
cherungderGemeindeundwennSieaufdiesemWegefortfahren ,dann
sirddasJahr1927einKathastrophenjahrfür dieWirtschaftwerden.Un¬
ter selchenUmständenmüssenwirdenKampfgegendasBreitnerscheSys¬
temmitallen Mittelnwekterführen ,undwenngesternin derVolkshalle
nachderRedeBreitnersderRufnachbaldigenNeuwahlenbegeisterter-¬
Alang ,só stimmenwirin diesenRufgerneein .( LebhafterBeifallbei
derMinderheit) .

St .R.BreitnerzInseinemSchlussworterklärtStadtratBreitner
gegenüberdenBemängelungenAngermayers,dasszuwenigInvestitionenvor-¬
genommen worden seien ,die Gemeindeverwaltung habe ihr Investitionspro¬

grammrestlos durchgeführt .DieKundgebungder Handels -undGewerbetrei-¬
benden welche hier als unpolitische bezeichnet wurde ging unter denAusp .

tienderchristlichsozialenParteivorsich ,deneinchristlichsoziales
MitglieddesGemeinderatesführtedenVorsitzundStadtratRummelhardt
hat die Versammlungnamensdes Klabdder christlichsozialen Gemeinderäte

begrüsst .

. R.Kunschak( chr .soz. ): Siehättenja auchhingehenunddie
Teilnehmerbegrüssenkönnen!



DritterBogen.
Stel DreitnereIch bin nicht lebensüberdrüssig .( LebhafteHei¬

terkeit ) ,Ichweissnichsobmanmichsosanftbehandelthätte ,icherfreue
michin diesenKreisenkeinerbesonderenSympathien ,es wareneinemenge
Steuerträger versammelt deren Liebe zu erwerben ich mich niemals bestrebt

habIn dieser Versammlunghat HerrGemeinderatZimmerldievollständi
geAbschaffungderNahrungsundGenussmittelabgabeverlangt(Zahlrei¬
cheZwischenrufebei denChristlichsozialen )WennSieheutedieseGewer
betreibendenvonsich abschüttelnwollen ,kannmandas auchzurKenntnis

nehmenunddieseGewerbetreibendenwerdenerkennen,dasszwischenIhren
VersprechungenunddemVersuchder Erfüllungein shharferGegensatzbe
steht .DaswerdendieGrossenerkennenwiees dieKleinenschonlängs
erkannthaben(LebhafterBgifallbeiderMehrheit),Sieherist ,dassIh¬

seitsderAngraggestelltwurdeaufrestloseAbschaffungderFremden
mmerabgageeinschliesslichder Sgundenhotel .( ZwischenrufedesGemeinde¬

atesKunschak)Siewissengenau ,dassdieviereinhalbMillionenSchilling
derenStreichungSiebeantragthaben,auchdieStandenhotelsinsich
schliessen ,In derBudgetdebattehatGemeinderatZimmerldenAntrag
gestellt ,einGesetzeinzubringen,durchwelchesdieFremdenzimmerabgabe

in des
aufgehobenwird,aberauchdenAntragausdemVoranschlagBudgetpest
FremdenzimmerabgabeviereinhalbMillionenSchilliggzustreichenDasist
gedruckeim Amtsblattnachzulesenundso leicht könnenSie sich dasnicht
lachen,dassSieerstAnträgestellenunddannerklären,dassSiedies

rägenichternstgemeinhaben
. R.Kunsehak( chr ,soz, )sSiebrauchtennureine

Prostitutions¬
abgabeeinzuheben!

St .R .Breitner :EsbleibtIhnenüberlasseneinensolchenAn¬
tagzustellen ,GegenüberdemGemeinderatZimmerlwegenderBüchereine
sichtist aufdieFeststellungdesVerwaltungsgerichtshofeszuverweisen
dersagte ,dassRechtaufKontrollekönnenichtseweitgehen,dasseine
MinderheitEinsichtindieBüchernimmt,dazuistebendasKontrellamt
daEsistganzunrichtig,dassunserKeptrollamteineblosseBuchre¬
visionsstelleist ,DasAmthatnichtblossdietrockenenBuchungenzuprü
fensönderndieWirtschaftlichkeit derArbeitenundihrerichtigeAusfüh¬
rung .Deshalbwurdenviele Fachleutezur Mitwirkingherangezogen ,derenKon¬

trolltätigkeitinvielenFällendieGemeindevorSchadenbewahrt,WennGe-
meinderatZimmerldasFehleneinesInvestarsbemängelt,soistdarauf
zuverweisen,dassauchderBundkeinInventaraufgestellthatwe¬
derNiederästerreichederein anderesBundeslanddiesgetan ,weildas
eine ungeheuerschwierigeZeitraubendeArbeit ist .EinesdheArbeie
konntebishenkeineVerwaltunginOesterreichvornehmen.DasKogtroll-¬
amthatdasRechtabernichtdiePflichtandenGemeinderatzuberich
ten .Wir haben alle Vorsorge für eine unbeeinflusste Kontrollegetrof

fenundichbittedenGemeinderatindieGruppenberatungeinzugehen.
Eswirdsohinin dieSpezialdebatteeingegangen.



VierterBogen.
ZumKapitelPersonaletatbesprichtGemeinderatDopplerdie

einzelnenMindererfordernissein verschiedenenGruppenderPersonalausga¬
ben .DasPensionsetatsteigtan ,währenddasEtatfürdieaktivenAngestell
tensinkt .WährenddieVoranschlägedesBundesüberdieVerhältnissedes
PersonalsundseineGruppierungeinenUeberblickgewähren,gewährtauch
dieserFechnungsabschlusskeinenUeberblick.ZudieserOrdnungist
die GemeindeWiennochnicht gekommen.Eindichter Schleierliegt überdas
GebietderPeraonalbewegungundBesoldung.DeshalbmussandieGemeinde¬
verwaltungdasdringendeAnsuchengestellt werden ,die einzelnenPosten
zusystemisieren,damitendlicheinmaleinUeberblickmöglichwerde.

EineheftigeKritikübtGemeinderatPopplerandersogenannten
"Schreiberwiese".DasisteineEinrichtung,wohindiemisslichenBeamten
abgeschobenwerden.Dortkommenalle zusammen,dieSchreiberwieseistein

Massenquartier.
GemeinderatPreyer(chr.soz.):EinMassenarrest!
GemeinderatDoppler:ManerfährtüberdieSchreiberwiesenur

Ausreden.DieDingesindnichtbessergeworden.
DasKapitelGehaltsvorschüsseist ebenfallszutraurig ,alsdass

mandarüber hinweggehenkönnte ,Für das ungeheurre Heer derstädtischen
Angestelltenist eine lächerliche Summeausgewiesen .AufdemGebieteder

GehaltsvorschüssekennensiekeineFürserge,versagenSieihrenAngestell-¬
tendieHilfe ,überlassenSiedennotleidendenAngestelltenteinemSchick¬
sal .Wirhabenschonwiederholterklärt ,dassesverwerflichsei ,dieAn¬
gestelltenandasBreditinstitutzuweien,wosiebewuchertwerden,Sle mit einerEswerdenauchimmerdieKlagehlauter ,dassReihevon

s tädtischenArbeiternsehrundemekratischumspringenEsgibt Leute ,die
ununterbrochenimDienststehenundvonIhnenvonZeitzuZeitgekündigtwerden .Dastrifft ganz besonders bei den Arbeitern desVermessungsdien¬

stes zu .DurchIhre ,KündigungsmethodebringenSiedie Arbeiterumihren
UrlaubundumdieMöglichkeit,einmaldefinitivangestelltezuwerden.
SolcheDingedürfennichtgebilligtwerden.

GemeinderatDopplerersuchtschliesslich,inZukunfteineandere
DarstellungderPersonalverhältnissezugeben.

StadtratRummelhardtbringtdie ForderungenderBeamtender
HandesversicherungsanstaltzurSprache ,die durchdie TrennungdesLan¬
desWienvomLandNiederösterreichvonöffentlichenBeamtenzuPrivatan¬
gestelltengemachtwurden,SeitJahrenfordernSiedieUebernahmeent¬
wederin denDienstder Gemeindeoderin denDienstdesLandesNieder

österreich.SiewollenwiederöffentlicheBeamtewerden.Ichrichteda¬
herandieStadträteSpeiserundBreitnersowieauchandieniederöster¬
reichischeLandesregierungdasErsuchen,denBeamtendieGerechtigkeitLungengeleitethabe.(StarkerBeifallbeidenSozialdemokraten!.
widerfahrenzulassen.StadtratRummelhardtbesprichtsodanndieWünsche
derKriegsinvalideninstädtischenDiensten.WährendderBundseinen
kriegsinvalidenAngestelltenZulagen,VerteileinderVorrückungund
ZurechnungvonDienstjahrengewährt ,verweigernSieIhrenkriegsbeschä-¬

digtenAngestelltendasAlles .Wirwerdensolangenicht ruhen ,bisSie
IhrePflichtgegenüberdenkriegsbeschädigtenAngestelltenerfüllthaben
BeiderBasprechungderSchulleiterernennungenmachtStadtratRummel
hardtdieMitteilung,dassdierevolutionärenJudenunterdenSchullei¬
tern denkatholischenReligionsunterrichtnichtnurinspizieren ,sondern
sogarindenReligionsunterrichteingreifen.DerartigeDingesinddoch
unmöglichundmüssenabgeschafftwerden .DasPädagogiumist einereine
VersorgungsanstaltfürsozialdemokratischeLehrerundProfessoren,neue¬
stenshaltendortauchsozialdemokratischeGemeinderätinnenundAbgeord¬
neteVorträge,siebezweckendamitnicht ,dieLehrerbildungzuheben,

sonderndiejungenLeuteunterMissbrauchderGewalt,dieSiedorthaben,
in dassozialdemokratischeFahrwasserzutreiben .DiejungenLeutemüsser
heuteschonimZentralvereinorganisiertsein .Dasist dochunwürdig,
wennmandieseLehrerineineparteipolitischeOrganisationhineindrängt.
Sie wollenganzdenmoralischenSiegüberdie jungenLeuteerringen,
damitnurparteiamtlichgeeichteundpunzierteSozialdemokratenalsJu¬
gendbildnerVerwendungfinden .Dagegenmüssenwirunsentschiedenver¬
wahren,Dasist niederträchtigundverabscheuungswürdig,Rednererklärt
dann ,das Verhalten des Stadtrates Richter ,der der OppositionGewissen

losigkeitvorgeworfenhabe ,neuerdingsschärfstenszurückweisenzumüs¬
sen ,ebensoseiesungehörig,wennStadtratSiegelbeiderBehandlung
seinesRessortsnichtamReferententischeerschienenist ,AuchdemStadt¬
rat Breitnermüssevorgehaltenwerden ,dasser denReferentenplatzmisse
braucheundparteipolitischeOrganisationtreibt ,Schliesslichtadelt
RednerdasVerhaltendesBürgermeistersSeitz ,währendderletztenBudge
debatteundverwahrtsichdagegen,dassderBürgermeisternervöswerde,
dieMinderheitungerechtbehandleundihr ungerechtOrdnungsrufeerteile¬

StadtratSpeiser( Soz.Dem. )erwidertaufdievorgebrachten
BeschwerdenundAnklagen,bezeichnetsiealsunrichtig,betontinsbeson
dese ,dassdieGemeindeWienniemalsmitderWinexsachezutunhatte
undkeinenGroschenfür sie bereitstellte ,

RednererwägedenPlaneinesZentralkatastersallerstädtischer
Angestellten.DieBemerkungenRummelhardtsüberdasPädagogischeInsti
tut seienunzutreffend,ManbrauchenurwiederandasWortLuegerszu
erinnern:KeinSozialdemokratoderSchönerianerwirdangestelltundkön
ne nur hinzufügen ,dass jetzt niemandnachseiner politischenGesinnung
befragtwerde .( Widerspruchbei denChristlichsozialen ),DieGemeinde¬
verwaltungist allerdingsdurchVertragsabschlüssemitdenOrganisatio¬
nenbeiderAuswahlihresPersonalsanbestimmteNormengebunden.Es

ist nichtzuleugnen,dassvielleichtauchdiesozialdemokratischeBe¬
wölkerungWiens,nachdemsie20JahrehindurchvonjederAnstellungin
denstädtischenDienstausgeschlossenwar ,jetzteherdamitrechnet.
DieAufforderungzumBeitrittinbestimmteOrganisationenwarschon
früherdurchausüblichundRednerselbstsei beiseinemAbgangvom
St .PöltnerPädagogiummitdemZeugnisdieMitgliedskarteeinerkathol
schenOrganisationeingehändigtworden,dieerallerdingszurückgewie
senhabe .( StadtratRummelhardt:Dannwares aucheinSnfug! )

AufdieVorwürfedesStadtratesRummelhardt,dassBürgermei
sterSeitzdieMinderheitungerechtbehandelthabe,undwährendder
Budgetberatungnervösgewesensei ,erwidertStadtratSpeiser ,dass
BürgermeisterSeitzinechtwienerischerGemütlichkeitdieVerhand¬

GemeinderatSchorschunterbrichtnachneunUhrdieSitzung
undteiltmitydassdienächsteSitzungFreitagum4Uhrnachmittags

stattfindet
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